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Was ist der Mikrozensus?

Der Mikrozensus ist eine amtliche Haushaltsbefragung, mit der insbesondere
wichtige Ergebnisse iiber die wirtschaftliche und soziale Lebenslage der
Bevolkerung ermittelt werden. Dazu werden die Angaben von Haushalten,
also der Biirger selbst, die wie Sie in représentativ ausgewihlten Zahlbezirken
wohnen, bendtigt. Ohne Ihre Mithilfe ist es nicht maglich, ein zuverlissiges
Bild der Lebensverhiiltnisse in unserem Land zu erhalten. Wir bitten Sie
daher um Thre Mitarbeit.

Nur mit Hilfe einer zuverldssigen Statistik, die wie beim Mikrozensus aus der
Summe der Angaben aller Befragten gewonnen wird, kénnen z.B. gezielte
staatliche MaPnahmen fiir die Biirger - mit Wirkung fiir den Einzelnen oder
die Familie - vorbereitet werden.

Der Mikrozensus hat sich als amtliche Reprisentativstatistik (Stichprobe)
bereits seit 1957 bewiihrt, da mit ihm jahrlich schnell, kostensparend und aus-
reichend genau die wichtigsten Verdnderungen der bevolkerungs- und
erwerbsstatistischen Daten ermittelt werden kénnen. Der Mikrozensus hat sich
damit zu einer fiir Parlament, Regierung, Verwaltung, Wissenschaft und
Offentlichkeit in Bund und Lindern unverzichtbaren Informationsquelle ent-
wickelt,

Beispiele dafiir, welche Aussagen Daten des Mikrozensus ermdglichen, finden
Sie auf den Seiten 13 ff.

Warum werden gerade Sie befragt?

Fir das Jahr 1992 sind nach einer objektiven, mathematisch-statistischen
Zufallsauswahl aus den etwa 35 Millionen Haushalten 350 000 Haushalte aus-
gewihlt worden. Darunter befindet sich auch IThr Haushalt. Grundlage der
Zufallsauswahl ist das bewohnte Bundesgebiet; es wird in Flichen mit etwa
gleich groBer Bevolkerungszahl (6 bis 12 Haushalte) eingeteilt. Von diesen
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Flichen (Auswahleinheiten) werden dann 1 % mit Hilfe von Zufallszahlen auf
Landes- und Regierungsbezirksebene in einem vollautomatischen Verfahren
ermittelt. Jede Erhebungseinheit (Personen, Haushalte, Wohnungen) hat
dabei die gleiche Chance (Wahrscheinlichkeit), ausgewéhlt zu werden.

Die Zufallsauswahl erfolgt nicht - wie es ihr Name vielleicht nahelegt - willkiir-
lich, sondern nach strengen mathematisch-statistischen Regeln. Zu diesen
Regeln gehort, dap die einmal getroffene Auswahlanordnung eingehalten
wird. Deshalb kann ein ausgewihlter Haushalt nicht gegen einen anderen aus-
getauscht werden.

In den ausgewihlten Flichen werden die Erhebungen in vier aufeinanderfol-
genden Jahren durchgefiihrt. Die maximal mdgliche viermalige Befragung der
gleichen Einheiten gewihrleistet einen hohen Genauigkeitsgrad der Ergeb-
nisse fiir die Berichtswoche des jeweiligen Jahres und der Verénderungen von
Jahr zu Jahr.

§? Aurgrund welcher Rechtsgrundlage wird
befragt?
Die amtliche Statistik fithrt statistische Erhebungen nur dann durch, wenn sie
durch Gesetz oder andere Rechtsvorschriften angeordnet sind. Die Rechts-
grundlage fiir den Mikrozensus und somit fiir Ihre Befragung ist das "Gesetz
zur Durchfiihrung einer Reprisentativstatistik iiber die Bevolkerung und den
Arbeitsmarkt" (Mikrozensusgesetz) vom 10. Juni 1985 (BGBL I 8. 955), gedn-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBL I S. 2837),
und die dazu erlassene Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985 (BGBI. 1
S.967) sowie die Erste Verordnung zur Anderung der Mikrozensusverord-
nung vom 21. April 1986 (BGBL I S. 436), die Ziweite Verordnung zur Ande-
rung der Mikrozensusverordnung vom 28. Februar 1989 (BGBL I S. 342) und
die Dritte Verordnung zur Anderung der Mikrozensusverordnung vom
12. April 1991 (BGBL. I, S. 902), in Verbindung mit dem Gesetz iber die Stati-
stik fiir Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz - BStatG) vom 22. Januar 1987
(BGBL1 S.462, 565), geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
17. Dezember 1990 (BGBL I S. 2837). Das Mikrozensusgesetz, die dazu erlas-
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sene Verordnung und die Anderungsverordnungen sowie einen Auszug aus
dem Bundesstatistikgesetz finden Sie am Ende dieser Broschiire.

Sind Sie zur Auskunftt verpflichtet?

Sind Sie volljahrig oder filhren Sie als minderjahrige Person einen eigenen
Haushalt, so sind Sie, auch fiir minderjahrige Haushaltsmitglieder, nach § 9
Mikrozensusgesetz in Verbindung mit §§ 15, 26 Abs. 4 Satz 1 Bundesstatistik-

gesetz zur wahrheitsgeméBen und vollstindigen Beantwortung der Fragen im
Erhebungsvordruck 1+E bzw. der meisten Fragen im Erhebungsvordruck 1
verpflichtet. Dies gilt auch fiir Fragen nach Vor- und Familiennamen des
Wohnungsinhabers gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Mikrozensusgesetz, wenn diese nicht
von diesem selbst beantwortet werden. Fiir volljahrige Haushaltsmitglieder, die
wegen einer Behinderung selbst nicht Auskunft geben konnen, ist jedes andere
auskunftspflichtige Haushaltsmitglied auskunftspflichtig. In Gemeinschafts-
und Anstaltsunterkiinften ist fiir Personen, die wegen einer Behinderung oder
wegen Minderjdhrigkeit selbst nicht Auskunft geben kénnen, der Leiter der
Einrichtung auskunftspflichtig. Die Auskunftspflicht fiir Dritte erstreckt sich
auf die Sachverhalte, die dem/der Auskunftspflichtigen bekannt sind. Sie ent-
fillt, wenn die Auskiinfte durch eine Vertraiensperson erteilt werden.

Eine Befreiung von der Auskunftspflicht, egal aus welchen Griinden (z.B.
Alter oder Krankheit), ist nicht moglich, da ansonsten die Genauigkeit der
Ergebnisse sinkt und dadurch der Zweck des Mikrozensus nicht mehr erreicht
werden kann. Gerade bei einer Stichprobe kann schon der Ausfall weniger
Haushalte die  Gesamtergebnisse in ihrer Genauigkeit wesentlich
beeintrachtigen D,

1) Wer seiner Auskunftspflicht nicht nachkommt, handelt ordnungswidrig. Widerspruch und
Anfechtungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung haben keine aufschie-
bende Wirkung (§ 9 Absatz 3 Mikrozensusgesetz).



Welche Auskiinfte kénnen Sie freiwillig
erteilen?

Die Angaben zu den Fragen im Vordruck 2+E bzw. im letzten - besonders
gekennzeichneten - Teil des Vordrucks 1, zu den Fragen des Vordrucks 3
sowie die Angabe Threr Telefonnummer sind freiwillig. Im einzelnen handelt
es sich dabei um die Fragen zum EheschlieBungsjahr, zum zusétzlichen
privaten Krankenversicherungsschutz, zur betrieblichen Altersvorsorge und
Lebensversicherung, zur amtlich anerkannten Behinderteneigenschaft, zu den
Krankbeiten und Unfallverletzungen, zu den Rauchgewohnheiten und zur
Verwendung von Jodsalz.

Wir bitten, uns auch diese Auskiinfte zu geben, da nur bei einer hohen Ant-
wortquote valide Aussagen zu Themenkomplexen wie z.B. "Kinderzahl in
Abhingigkeit von der Ehedauer" oder ‘"betriebliche ~und private
Alterssicherung” oder "soziales Umfeld Behinderter" moglich sind.

Wer sind die Interviewer?
Es werden Interviewer eingesetzt, um Ihnen das Ausfiillen der Erhebungsvor-
drucke zu erleichtern. Sie sind in der Lage, in relativ kurzer Zeit den Erhe-
bungsvordruck auszufiillen. Damit entfillt fiir Sie diese héufig als miihevoll
und zeitaufwendig empfundene Arbeit.

Der Interviewer ist eine Vertrauensperson, die Thnen mit Rat und Tat zur
Seite steht. Er ist ein Beauftragter des Statistischen Landesamtes; er wird sich
durch seinen Interviewer-Ausweis in Verbindung mit seinem Personalausweis
ausweisen und darf die Wohnung nur mit Zustimmung eines Verfiigungsbe-
rechtigten betreten.

Haben sie keine Scheu, den Interviewer um Hilfe zu bitten. Er ist ebenso wie
alle anderen Mitarbeiter, die im Statistischen Landesamt oder im Statistischen
Bundesamt mit dem Mikrozensus zu tun haben, zur absoluten Verschwiegen-
heit verpflichtet (§ 8 Mikrozensusgesetz, § 16 Absatz 1 Bundesstatistikgesetz)
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und vom Statistischen Landesamt mit besonderer Sorgfalt ausgewihlt worden.
Es wird kein Interviewer eingesetzt, bei dem ein Interessenkonflikt aufgrund
seiner beruflichen oder dienstlichen Titigkeit denkbar wire. Ebenso wird kein
Interviewer eingesetzt, der in unmittelbarer Nachbarschaft Thres Wohngebietes
wohnt.

Interviewer diirfen aus der Interviewertitigkeit im Rahmen dieser Erhebung
gewonnene Erkenntnisse nicht in anderen Verfahren oder fiir andere Zwecke
verwenden. Sollten Sie dennoch Bedenken gegen eine Offenlegung der erfor-
derlichen Angaben gegeniiber dem Interviewer haben, so geben Sie Ihre
schriftlichen Angaben in einem verschlossenen Umschlag ab (siche auch §§ 8
und 10 Mikrozensusgesetz).

Wie kénnen Sie Auskunft erteilen?

Sie konnen entweder dem Interviewer Auskunft erteilen (der Interviewer hilt
dann Thre Antworten im Fragebogen fest) oder Sie fiilllen den Fragebogen
selbst aus. Der erste Weg hat sich als der schnellste und sicherste erwiesen, da
die Interviewer mit dem Fragebogen vertraut sind. Wenn Sie jedoch die Erhe-
bungsvordrucke lieber selbst ausfiillen wollen, so erhalten Sie vom Interviewer
bzw. vom Statistischen Landesamt die erforderlichen Erhebungsunterlagen.
Bei einer I"Jberscndung der selbst ausgefiillten Erhebungsvordrucke an das
Statistische Landesamt geben Sie bitte auf dem ausreichend frankierten
Umschlag das Kennwort "Mikrozensus" sowie Ihren Vor- und Familiennamen
und Thre Anschrift (Gemeinde, ‘StraBe, Hausnummer) an. Leiten Sie Ihre Fra-
gebogen dem Statistischen Landesamt bitte innerhalb einer Woche zu.

Beriicksichtigen Sie aber bitte, daB Sie - auch bei Selbstausfiillung - verpflich-
tet sind, dem Interviewer gegenitber die Zahl der Haushalte in der Wohnung,
die der Personen im Haushalt, Ihren Vor- und Familiennamen, das Leerstehen
der Wohnung sowie die Hilfsmerkmale "StraBe, Hausnummer und Lage der
Wohnung im Gebéude" anzugeben. Nur so ist eine ordnungsgemife Durch-
fiihrung der Erhebung méglich.

Die Erhebungsvordrucke sind so gestaltet, daB Sie jeweils gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedern die Fragen beantworten kénnen. Dieser Weg
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hat sich als besonders vorteilhaft erwiesen. Es steht Ihnen jedoch frei, Ihre
Angaben zu den Fragen fiir sich allein auf einem eigenen Bogen zu machen
(siehe § 10 Abs. 3 Mikrozensusgesetz).

O
O

© Welche Fragen werden an Sie gestellt?
Der Mikrozensus beinhaltet Erhebungsmerkmale, d.h. Merkmale iiber per-
sonliche und sachliche Verhiltnisse, die zur statistischen Verwendung
bestimmt sind, sowie Hilfsmerkmale, die fiir die praktische Durchfithrung der
Stichprobe erforderlich sind.

In diesem Jahr bitten wir Sie, fiir die Berichtswoche vom 4. bis 10. Mai 1992 zu
den Erhebungsmerkmalen folgender Bereiche Angaben zu machen:

Im Vordruck 1 bzw. 1+ E insbesondere
zur Person (Geschlecht, Alter, Familienstand, Staatsangehorigkeit)
zu Art und Umfang der Beteiligung am Erwerbsleben
zu den Quellen des Lebensunterhalts '
zur Kranken- und Rentenversicherung
Fiir diese Fragen besteht Auskunftspflicht.

Im letzten - besonders gekennzeichneten - Teil des Vordrucks 1 bzw. im
Vordruck 2 + E insbesondere

zur betrieblichen Altersvorsorge und zur Lebensversicherung;
im Vordruck 3 auBerdem

zur amtlich anerkannten Behinderteneigenschaft

zu den Krankheiten und Unfallverletzungen

zu den Rauchgewohnheiten

zur Verwendung von Jodsalz.
Die Beantwortung dieser Fragen ist freiwillig.

Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen und Antwortmoglich-
keiten sind in der Mikrozensusverordnung einschlieBlich der Anderungsver-
ordnungen detailliert vorgeschrieben.

Was Hilfsmerkmale sind und wozu sie gebraucht werden, erfahren Sie im fol-
genden Abschnitt.



Warum Name und Anschrift?

Der Erhebungsvordruck des Mikrozensus kann nicht ohne Namensangabe der
zum Haushalt gehérenden Personen auskommen. Die auf ihm erfapten Namen
sind Hilfsmerkmale, werden jedoch weder verschliisselt noch auf maschinelle
Datentréger iibernommen. Die Angaben dienen lediglich dazu, daB der Inter-
viewer bzw. Sie als Befragter wihrend des Ausfiillens der Erhebungsliste die
Personen und die einzutragenden Angaben nicht verwechseln - also ein Hilfs--
mittel auch fiir Sie selbst - und dap weiterhin das Statistische Landesamt bei
fehlenden oder widerspriichlichen Angaben einzelner Personen Riickfragen
stellen kann. Vor der Ubernahme der Erhebungsmerkmale auf die fiir die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentriger wird die Namenslei-
ste von dem Erhebungsvordruck abgetrennt und vernichtet.

Im Interesse einer hohen Ergebnisqualitit, d.h. zur vollstindigen und richtigen
Erfassung der ausgewihlten Erhebungseinheiten sowie zur Durchfiihrung von
Riickfragen bei Unklarheiten hat der Interviewer einige gesetzlich geregelte
organisatorische Aufgaben zu erfiillen (s- § 8 Mikrozensusgesetz), indem er
fiir den von ihm zu bearbeitenden Auswahlbezirk eine Verteilungsliste und fiir
jeden dort wohnenden Haushalt jeweils einen Haushaltsmantelbogen anlegt
und darin als Hilfsmerkmale (s. § 6 Mikrozensusgesetz) Vor- und Familien-
name der Haushaltsmitglieder, Telefonnummer, StraBe, Hausnummer, Lage
der Wohnung im Gebiude sowie Vor- und Familienname des Wohnungsinha-
bers eintrégt. Diese Hilfsmerkmale, zu denen auch der Name der Arbeitsstiitte
zahlt, dienen lediglich der technischen Durchfithrung der Erhebung und wer-
den frithzeitig von den Erhebungsmerkmalen getrennt - und zwar bevor die
Erhebungsmerkmale auf maschinelle Datentriger iibernommen werden -
gesondert aufbewahrt und nach spitestens vier Jahren vernichtet., Vor- und
Familiennamen, Gemeinde, StraBe und Hausnummer diirfen lediglich fiir
mdgliche Folgebefragungen sowie als Grundlage fiir die Durchfithrung der
Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte verwendet werden
(8 11 Abs. 4 Mikrozensusgesetz).
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Was geschieht mit Ihren Angaben?
Im Statistischen Landesamt werden Thre Angaben von Namen und Anschrift -
also die Erhebungsmerkmale von den Hilfsmerkmalen - getrennt. Nur die
Erhebungsmerkmale werden in Zahlen umgesetzt und auf einen maschinellen
Datentriger gebracht, der Namen und Anschrift nicht enthélt.

Fiir die Befragung und die Aufbereitung Ihrer Angaben sind laufende Num-
mern und Ordnungsnummern, die der Herstellung des Haushalts-, Wohnungs-
und Gebiudezusammenhangs dienen, erforderlich (z.B. Ifd. Nummer des
Haushalts im Auswahlbezirk) und diirfen auf die fiir maschinelle Weiterverar-
beitung bestimmten Datentrager ibernommen werden (§ 4 Mikrozensusge-
setz). Diese Nummern enthalten keine iiber die:Erhebungs- und Hilfsmerk-
male hinausgehenden Angaben. Sie werden mit Ausnahme der Auswahlbe-
zirksnummer auf den maschinellen Datentragern geldscht, sobald der
Gebiude-, Wohnungs- und Haushaltszusammenhang fehlerfrei von dem Stati-
stischen Landesamt hergestellt ist. Sie werden durch andere, verfremdete
Nummern ersetzt, dic keinen Riickgriff auf identifizierende Hilfsmerkmale
und Ordnungsnummern mehr erméglichen; nur dadurch konnen die gefun-
denen Zusammenhiinge, die fiir statistische Auswertungen insbesondere auf
Familien- und Haushaltsebene erforderlich sind, erhalten werden. Nach
Abschlup der letzten der vier Erhebungen, die in einem.Auswahlbezirk durch-
gefithrt werden, wird auch die Auswahlbezirksnummer geldscht (s. § 11 Abs. 3
Mikrozensusgesetz).

Ubrig bleibt von IThren Angaben Jetztlich nur ein aus Ziffern bestehender
Datensatz auf einem maschinellen Datentréger, der per EDV-Programm aus-
gewertet wird. Auswertungsergebnisse werden in Tabellenform ausgedruckt
bzw. als Schaubilder dargestellt.

In jedem Fall gilt: Sie konnen absolut sicher sein, dap ein Riickschiuf auf Ihre
Person nicht moglich ist. Ihre Angaben sind als kleiner Mosaikstein in der
Gesamtaussage nicht erkennbar. Identifikationsangaben oder Personennum-
mern, die eine Zuordnung eines Datensatzes zu Threr Person ermdglichen
konnten, gibt es nicht.
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Anteil der Erwerbspersonen an 100 Ménnern bzw. Frauen der Jeweiligen

Altersgruppen (Erwerbsquoten)
Ergebnis des Mikrozensus 1990

Maénnlich Weiblich
Alter von ... bis
unter ... Jahren zusammen zusammen ledig ver- verw./
heiratet gesch.
15-20 43,2 373 37,2 394 /
20-25 79,8 75,7 79,1 63,7 83,0
25-30 874 71,6 84,3 62,3 80,6
30-35 95,8 66,9 90,1 60,0 83,2
35-40 97,5 68,0 92,7 63,1 848
40-45 974 69,4 91,9 65,5 : 86,8
45-50 96,5 66,7 90,0 62,3 84,3
50-55 93,2 578 852 533 73,7
55-60 81,1 43,8 741 39,2 53,5
60 - 65 35,0 12,5 21,3 11,0 13,7
65-70 8,6 3,9 5,6 3,6 39
70-75 51 2,0 / 1,9 1,9
75 und mehr 24 0,8 18 0,9 0,7
Zusammen
(15 u. mehr) 72,5 45,7 62,5 474 234
Attersspezifische Erwerbsquoten R
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TS Wie wird die Geheimhaltung gewdhrleistet?
Die bei Ihnen erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG grundsitz-
lich geheimgehalten. Sie diirfen nur fiir die gesetzlich bestimmten Zwecke
verwendet werden. Damit ist jede Verwendung der aus Thren Einzelangaben
gewonnenen Erkenntnisse zu MapBnahmen gegen Sie ausgeschlossen.

Nur in ausdriicklich gesetzlich geregelten Ausnahmefillen diirfen Einzelanga-
ben itbermittelt werden. Diese Ausnahmen sind in § 16 Abs. 6 BStatG festge-
legt. Danach ist es zuléssig, den Hochschulen oder sonstigen Einrichtungen
mit der Aufgabe unabhéngiger wissenschaftlicher Forschung fiir die Durchfith-
rung wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben dann zur Verfiigung zu stel-
len, wenn diese so anonymisiert sind, daP sie nur mit einem unverhiltnismapig
gropen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft dem Befragten oder
Betroffenen wieder zugeordnet werden konnen.

Auch fiir die Personen und Institutionen, die derart anonymisierte Einzelan-
gaben erhalten, besteht die Pflicht zur Geheimhaltung. Eine Reidentifizierung
ist nach § 15 Mikrozensusgesetz untersagt.
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Welche Aussagen erméglichen die Daten des
Mikrozensus 19922

Der Mikrozensus ist eine sogenannte "Mehrzweckstichprobe”, d.h. die erho-
benen Daten beziehen sich auf viele Sachbereiche und dienen damit als
Grundlage vielfiltiger Mapnahmen und Entscheidungen. Wie tagtiglich viele
Anfragen von Parlamentariern, Regierungsmitarbeitern, Wissenschaftlern und
Privatpersonen zeigen, besteht vielfdltiges Interesse an Angaben aus dem
Mikrozensus.

Um nur einige Beispiele fiir die Nutzung der Mikrozensusergebnisse zu nen-
nen: Fiir bestimmte Gesetzesvorhaben muf man einfach wissen, wie grop
bestimmte Bevilkerungsgruppen sind. Beispielsweise alleinstehende Miitter
oder Viter mit Kindern; kinderreiche Familien; altere Menschen, die in Ein-
personen-Haushalten, in Mehrpersonen-Haushalten oder in Heimen leben.
Diese Informationen bereitzustellen, ist Aufgabe des Mikrozensus. Wie viele
Menschen in den verschiedenen Regionen der Bundesrepublik erwerbstitig
sind, in welchen Berufen, welchen Branchen und in welcher Stellung sie
arbeiten - das wiiBten wir nicht ohne den Mikrozensus.

Die Ergebnisse werden vom Statistischen Landesamt und vom Statistischen
Bundesamt in Wiesbaden verdffentlicht. Sie stehen nicht nur fiir Regierung
und Verwaltung, sondern auch der Wissenschaft, der Presse und allen interes-
sierten Biirgern zur Verfiigung,

Zu ecinigen Ergebnissen aus den im Mikrozensus 1992 enthaltenen Themen-
komplexen sind nachfolgend beispielhaft Nutzungsméglichkeiten mit Ergeb-
nissen der Vorjahre dargestellt:
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Bevolkerung, Haushalte, Familien
z.B. Haushaltsgroe 1990

a a a &
35% Einpersonen- 30% Zweipersonen-
haushalte haushalte
] ]

35% Haushalte mit 3 und mehr Personen

- Vorausschitzung des Wohnungsbedarfs
- Zielgruppengrofen fiir Konsumgiiterbedarf
- PlanungsgroBen fir Infrastruktureinrichtungen

Quellen des Lebensunterhalts
2.B. Quellen des iiberwiegenden Lebensunterhalts 1990

43 % .
_durch Erwerbstatigkeit

34 %,
durch Angehorige

%

durch F(e;\te u. dgl.

- Beurteilung der wirtschaftlichen Verhaltnisse aller Bundesbiirger

- Konsequenzen von versorgungspolitischen Mapnahmen wie Rentenerho-
hung, Erhohung des Sozialhilfesatzes 0.4.

- Gewichtung der Bedeutung verschiedener Einkommensarten filr unter-
schiedliche Bevolkerungsgruppen
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Beteiligung am Erwerbsleben
z.B. Erwerbstitigkeit der Frauen 1990 (15 bis unter 65 Jahren)

25 b.u 35 Jahre

15 b.u 25 Jahre

Erwerbstétige

35b.u 45 Jahre Nichterwerbstatige

55 b.u, 65 Jahre

. 45 b.u. 55 Jahre

- Schitzung des Erwerbspersonenpotentials
- Bedarf an Kinderkrippen-/Kindergartenplitzen
- Vorausschitzung der Rentenempfangerinnen

Soziale Sicherung
z.B. Krankenversicherte 1990

pfiichtversichert

freiwillig versichert

als Rentner
versichert

als Familienmitglied
mitversichert

sonstige

34%

14 %

17 %

32 %

3%

- Umfang des Versicherungsschutzes in der Gesamtbevolkerung
- Auswirkungen von Beitragserhohungen oder -senkungen
- Vorausschétzung der Mitglieder in den Versicherungszweigen
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Fragen zur Gesundheit
z.B. Kranke und Unfallverletzte je 1 000 Einwohner 1989

300
250

200 @ @

150

100 /b
78

50

0
unter 15 Jahren 15 bis unter 40 40 bis unter 65 65 Jahre und alter
Jahren Jahren

- Gesundheitsvorsorge
- Abschitzung des Aufklirungsbedarfs iiber Krankheitsrisiken
- Ermittlung von Unfallschwerpunkten
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Geselz
zur Durchtithrung einer Reprisentativstatistik
iiber die Bevéikerung und den Arbeitsmarkt
(Mikrozensusgesetz)

Vom 10. Juni 1988

{BCBl. I S. 955 f)

Oer Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates

das folgende Gesetz beschi
§1
Art und Zweck der Erhebung

(1) Uber die Bevdlkerung und cen Atbeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 1990 sine Bundesstatistik auf
reprisentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgefUhrt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga-
ben in thefer fachlicher Gliederung Gber die Bevoike-
rungsstruktur, die wirtschattliiche und soziale Lage der
Bevolkerung und der Famiiien, den Arbeitsmarkt, die
berufiiche Giiederung und Ausbildung der Erwerdsbe-
volkerung sowie dis Wohnverhiltnisse bereitzusteilen.
Die Ergebnisse sind Grundlage fir politische Entschei~
dungen in Bund und Lindern,

§2

Erhsbungsainheiten

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushaite
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische
2ufaiisverianren au! der Grundlage von Fiichen oder
vergleichbarer BezugsgroBen (Auswanibezirk) ausge-
wahit.

(2) In den Auswahibezirken werden die Erhebungenin
bis zu vier aufeinanderfoigenden Jahren durchgefihrt,
Jahdich wird mindestens ein Viertel cer Av ibezirke

§4
Ordnungsnummern

Dle im Erhebungsvertahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhinge verwendsten Nummern
{Ordnungsnummem) darfen suf die fir dle maschinelle
Weilerverarbeitung bestimmten Datentriger ubemom-
men Diese N dirfen nur Angaben nach
den §§ 5 und 8 dber Gebidude-, Wohnungs- und Haus-
haltszugehdrigkeit enthalten.

§s
Eshebungsmerkmaie

{1) Folgende Erhebungsmerkmale wercen jahrmich
erfragt

1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung ais alleinige Woh-
nung, Haupt- oder Nebenwchnung (§ 12 Meice-
rechtsrahmencesetz); Zah cer Haushalte in cer
Wobhnung und der Personen im Haushalt: ‘'Wohnungs-
und Maushaltszugehdrigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugehdrigkeit der Person zu einer
bastimmten Wohnung und sinem bestimmten Haus-
hait; Zugehdrigkait zu einer bestimmten Famitie: Art
der Verwanctschatt; Schwigerschalt der Famitien-
mitgtieder eines Haushaits); Vecinderung der Haus-
haitsgroBe und -zusammensetzung seit cer letzten
Befragung durch Geburt, Tod oder Umzug; Bauaiters-
grwno der erstmals in die Erhebung einbezogenen

durch neu in die Auswahl einzubeziehende Auswahi-
bezirke ersetzt.

(3) Enen Maushait bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschaften. Wer allein wirtschaftet,
bildet einen eigenen Haushait. Perscnen mit mehreren
Wohnungen sind in jeder ausgewdhiten Wohnung einem
Haushait zuzuordnen.

§3
Meriunale

(1) Der Mikrozensus erhebt Merkmale Uber persdnli-
che und sachliche Verhaitnisse, die zur statistischen
Verwendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, vorpenaitiich der Regelung in § 11 Abs. 4, der
Ourchtihrung der Stichprobe dienen (Hilfsmerkmale).

(2) Oie Erhebungsmerkmale durfen auf die fir die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentra-
ger Ubermommen werden, Hillsmerkmale durlen nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesonderte
fir die maschinelle Weiterverarbeitung beshmmte
Datentrdger uberr werden, it sienach § 11
AbS. 4 oder § 13 Abs. S verwendet werden dlrten.

; Geschlecht; Geburtsishr und -monat:
Farmlncnstand. EheschlieBungsjahr, Staatsangeno-
rigkeit;

2. Erwerbstitigkeit, Arbeitssuche: Arbeitsiosigkert;
Nichterwerbstitigkeit: Kind im Vorschulaiter; Scha.
ler, Student;

a) hur Erwerbstatige:

Regeimifiige cder gelegentliche Tatigkeit: Voll-
reit- oder Teilzeittitigkeit; Ursachen einschiiel-
lich der arbeitsmarktbezogenen Grinde fur Teil-
zeittitigkeit; befristeter oder unbefristeter
Arbeitsvertrag: normalerweise geleistete
wochentliche Arbeitszeit (nach Stunden und
Tagen) und tatsdchiich in der Berichtswocne
geleistete Arbeitszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeilsmarktbezogene Grinde und andere
Ursachen fir den Unterschied; Stellung im Berut:
Wirtschaltszweig des Eetriebes; fur Personen mit
einer Iwei Erwer it zysdtzlich: Stei-
lung im Berul: Wintschaftszweig des Betriebes:
normalerweise geleistete wichentliche Arbeits-
zeit (nach Stunden und Tagen) und tatsdchlich in
der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit (nach
Stunden und Tagen):




b) fir Arbertsioss und Arbeitsuchends:
Sezug von Arbertsicsengeid. -hiife; Art. Anlas und
Dauer der Arbeitssuche; At und Umfang der
gesucnten Titigkeit; Verfugbarkert tir eine neue
Arbeitssteile; Grinde Hir die Nichtverfugbarket
(Krankhest, Ausbildung, bestehende Tatigkeit und
andere Umstinde);

¢) Hir Nichterwerbstatige:
{rGhere Erwerbstitigkeir; Zeitounkt sowie arbeits-
markibezogene und andere Beendigungsgrinde

fur die letzte Tatigkest; Wirtschaftszweig und Stel~
lung im Bendt der letzten Tatigkeit;

d) fur Kinder im Vorschulaiter:
Besuch von Kindergarten;
e) fir Schuler und Studenten:
Art der besuchten Schule oder Hochschule:

3. Art des berwiegenden Lebensunternaits (Erwerbs-
titigkeit: Arbeitsiosengeia, -hille: Rente, Pension;
Unterhait durch Eltern, Ehegatten oder andere: eige-
nes Yermagen, Vermietung, Zinsen, Altenteil: Sozial-
hilte; sonstige Unterstitzungen); Art der dtentlichen
Renten, Pensionen untergiiedert nach eigener oder
Witwen-, Waisenrente, -pension (Arbeiterrentenver-
sicherung; Knappschattliche Rentanversicherung;
Angestelitenrentenversicherung; Pension; Kriegs-
ooterrents: Untfaliversicherung; Rente aus cem Aus-
land; Gbrige Gffentliche Rents): Art der sonstigen
Stfentlichen und privaten Einkonmen (Wohngeiq;
Scrialhilfe; BASG: sonstige oMentliche Unterstit-
zung; Betriedsrents; Altenteil; eigenes Vermégen,
Zinsen; Leistungen aus der Lebensversicherung;
Vermistung, Verpachtung; private Unterstitzungen);
Hahe des monatichen Nettoeinkommens nach En-
kommensiiassan in einer Statfelung von mindestens
150 Deutsche Mark;

. Zugehdrigkeit zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach Kassenarten, Zugehorigkeit zur privaten
Krankenversicherung sowie sonstiger Ansoruch auf
Krankenversorgung; At des Versicherungsverhiit-
nisses: zusitzlicher privater Krankenversicherungs-
schutz Art des Versicherungsverhiltnisses (pflicht-,
freiwillig versichert) und Zweig der gesetziichen Ren-
tenversicherung zur Zeit der Erhebung und in den
letrten zwoif Monaten davor; Zahlung von Beitrigen
in der gesetziichen Rentenversicherung seit dem
1. Januar 1924

»
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Bericksichtigung der Anforderungen cas Arbeils-
marktes: Stellung um Betrieb; Berufs- und Betnevs-
wechset;

2, Mstu SchulabschiuB an aligemenbildenden
Schulen; Art, Dauer und Abschiufl der schulisch
und praktischen Barufsaustridung sowie der berutii-
chen Fortbildung und Umschulung: Hochschulab-
schiuB nach Art und Hauptfachrichtung;

. bei Auslindern: Aufenthaitsdauer, Zahi und Alter cer
im Ausland lebenden Kinder, im Ausiand lebender
Ehegatte oder Eltarn:

4. At und Grofle des Gebiudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung ais Eigentumer, Hauptmieter oder
Untermieter; Eigentumswohnung, Freizettwohnung;
Einzugsjahr des Haushaits: Ausstattung der Woh-
fung mit Kiche, Kochnische, Bad oder Ousche und
WC: Art der Beheizung und der Heizenergie; Fliche
der gesamten Wohnung; Zahi der R3ume mit sechs
und mehr qm und der davon untervermieteten oder
gewerblich genutzten Riume; Bavaltersgruppe;
Leerstelien der Wohnung;
bei vermieteten Wohnungen auferdem:

Héhe der monatlichen Miate und cer Nebenkosten:
ErmaBigung oder Wegfall der Miete: Nutzung als
Dienst-, Werks-, Berufs- oder Geschiftsmietwoh-
nung;

bei Nutzung der Wohnung durch den Eigentimer
auBerdem:

Art und Jahr des Erwerbs

mit einem Auswahisatz von 1 vom Hundert der Bevolke«
rung.

w

(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden im Ab-
stznd von drei Jahren erfragt:

1. bei Erwerbstitigen sowie Schilem und Studenten:
Gemeinde der Arbeils- cder Ausbildungsstitte:
hauptsdchlich benutztes Verkehrsmittel; Entfernung
und Zeitautwand fir den WeqQ zur Arbeits- oder Aus-
bifdungsstatte

ab 1988 mit einem Auswahisatz von 1 vom Hundert der

Bevdikerung;

2. Dauer einer Krankheit oder Unfailverietzung; Art des
Unfalls; Art und Oauer ger Behandlung; Daver einer
Arbeitsuniahigkeit; Vorsorge gegen Krankheiten;
Krankheitsnisiken;

3. amtlich anerkannte Behinderteneigenschaft und

mit einem Auswahisatz von 1 vom Hundert der Bevalke- Grad der Behinderung
ung ab 1988 mit einem Auswahisatz von 0,5 vom Hundert
der Bevdlkerung;

5. Anzah! der Urlaubs- und Erholungsreisen von fanf
und mehr Tagen; Zahl der beteiligten Haushaitsmit-
glieder; Beginn und benutrtes Verkehrsmittel; bei
Auslandsreisen auBerdem: Zielland; bei Infandsrei-
sen auflerdem: Art; Ziel: Dauer und Unterkunftsart

mit einem Auswahisatz von 0.1 vom Hundert der Bevdi-
kerung.

4. Art der privaten und betrieblichen Altersvorsorge,
Héhe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenkiassen

ab 1986 mit einem Auswahisatz von 0,25 vom Hunoert
der Bevolkerung.
§8
Hiifsmerkmale
{1) Hilfsmerkmale sind:
1. Vor- und Familiesnnamen der Haushaitsmitglieder;
2. Telefonnummer;

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1985 im
Abstand von rwei Jahren erfragt:

1. ausgedbter Bend in der ersten und rweiten oder in
dar letzten Erwerdstitigheit Merkmale des ausgedb-
ten Berufs und des Arbeitsplatzes unter besonderer
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1. Strafe. Hausnummer. Lage der Wohnung im
Gebdude;

4. Vor- und Famiiiannarnc des Wohnungsinhabers;
5. Name der Arbeitsstatte.

(2) Das Hilfsmerkmal Name der Arbestsstatte nach
Absatz 1 Nr. 5 dart nur zur Uberprufung der Zuordnung
der Erwerbstatigen zum Wirtschaftszweig verwenadet
werden,

§7
Erhebungsstelien

Erhebungsstellen fir den Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Linoer.

§8
Interviewer

(1) Fir die Erhebung sollen Interviewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwah-
len und zu bestelien.

(2) Die Interviewer dirfen die aus der Interviewertatig-
keit gewonnenen Erkenntnisse Uber Auskunitspflich-
tige nicht in anderen Verfahren oder fir ancere Zwecke
verwenden. Sie sind aut die Wahrung des Statistikge~
heimnisses und zur Geneimhaitung auch soicher
Erkenntnisse uber Auskunftspflichtige schnftlich zu ver-
pflichten, die gelegentiich der Interviewertatigkest
gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach
Beendigung der interviewertatigkeit.

(3) Die Interviewer mussen die Gewahr fir Zuverlas-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten. Sie dirfen nicht
eingesetzt werden

1. in der unmittelbaren Nahe ihrer Wohnung (Nachbar-
schaft),

2. wenn aufgrund ihrer berufichen Tatigkeit oder aus
anderen Grinden zu besorgen ist, da8 Erkenntnisse
aus der interviewertatigkeit zu Lasten ger Auskunits-
pllichtigen genutxt werden. -

(4) Die Interviewer sind verpflichtet, die Anweisungen
der Erhebungsstelien zu befcigen. Bei der Ausubung
ihrer Interviewertatickeit haben sich die Intesviewer aus-
uweisen; Wohnungen dirfen sie nur mit Zustimmung
eines Vertigungsberechtigten betreten.

(5) Die interviewer sind berechtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, soweit si@ Voraussetzung fir die ordnungs-
gemafe Durchfihrung der interviewertatigkeit sind, die
Angaben Gber die Zahl der Haushalte in der Wohnung
und der Personen im Haushalt, cas Leerstehen cer
Wohnung, den Vor- und Familiennamen des angetrofie-
nen Auskunftspflichtigen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1) sowie die
Hiltsmerkmale nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 selbst einzutragen.
Dies gilt auch 1ir weitere Eintragungen in die Erhe-
bungsvordrucke, wenn und soweit die Auskunftspflich-
tigen einverstanden sind.

(8) Die interviewer sind lber ihre Rechte und Pflichten
zu belehren,

§9
Auskunftsptiicht

(1) Auskunttsoflichtig sind

1. zu den Merkmaien nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2
Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4 sowie nach § &'
Abs. 1 Nr. 1,3 und 5 alle Vollidhrigen oder einen eige-
nen Haushait fGhrenden Minderidhrigen, auch tur
mindefjihnge Haushaltsmitglieder. Fur volljahrige
Haushaitsmitglieder, die wegen siner Behinderung
selbst nicht Auskunft geben kénnen, 1t jedes ancere
auskunftspflichtige Haushaltsmitglied . auskunfts-
pflichtig. In Gemeinschatts- und Anstaitsunteruni-
ten ist {ar Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjihrigkeit seibst nicht Auskunit
geben konnen, der Laiter der Enrichtung auskunfts-
pflichtig. Dis Auskunftspfiicht tir Dritte erstreckt sich
auf die Sachverhalite, die gem Auskunitsoflichtigen
bekannt sind. Sie entfalit, wenn die Auskunite durch
sine Vertrauensperson erteilt werden:

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr.4und § 6
Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die
nach Nr. 1 Auskunftspfiichtigen.

(2} Personen mit mehraren wohnungen sind tar jede
ausgewahits Wohnung auskunftspflichtg nacn Ab-
sasz 1 Nr. 1-und 2.

(3) Widersoruch und Anfechtungsklage gegen die
Aufforderung zur Auskunttserteilung nach Absatzen 1
und 2 haben keine aufschiebende Wirkung.

(4) Die Auskinfte Uber das Merkmal EheschlieBungs-
jahrin § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmaie nach § S
Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 Nr. 2 und § 8 Abs. 1 Nr. 2 sind frei-
willig,

§10
Erhsbungsvordrucke

(1) Die Erhebungsvordrucke kénnen maschinenies-
bar gestaitet werden. Sie durfen keine Fragen Gber per-
sdnliche oder sachliche Verhiitnisse enthalten, die aber
die Markmale rach den §§ 5 und 6 hinausgehen. Den
Inhalt der Fragen zu gen Erhebungsmerkmalen nach § s
legt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates fest.

(2) Dia in den Erhebungsvordrucken enthaitenen Fra-
gen kdnnen mundlich gegenGber dem interviewer oder
schriftlich beantwortet werden,

(3) Der Auskunftspflichtige kann die in den Erhe~
bungsvordrucken enthaitenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaitsmitgliedern oder tur sich ‘allein auf
einem eigenen Bogen beantworten.

(4) Bei schriftlicher Auskunftserteilung sind die aus-
gefiliten Erhebungsvordrucke

a) unverzuglich dem Interviewer auszuhindigen ocer in
verschiossenem Umschiag zu ubergeten caer

b) innerhaib einer Woche bei der Erhebungsstelle abzu-
geben oder dorthin aut Kosten des Auskunftsptich-
tigen zu Obersenden.

Bei Abgabe in verschiossenem Umschlag sind Vor- und
Familienname, Gemeinde, StraBe und Hausnummer aul
dem Umschiag anzugeben. Bei Abgabe von Erhebungs-
vordrucken tir mehrere Personen eines Haushaits in
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verschiossenem Umschlag genugen auf dem Umschiag
dis Angaben eines auskunftspflichtigen Haushaitsmit-
cliedes.

{S) Zur ordnungsgemaden Durchtihrung der inter-
viewertatigkeit 3ind die Angaben nach §8ADS. 5Satz 1
auf Vertangen des interviewers mundlich, die Vor- ung
Familiennamen der ubrigen Haushaitsmitglieder (§ &
Abs. 1 Nr. 1) sowie der Vor- ung Familienname des
Wohnungsinhabers (§ § Abs. 1 Nr. 4) mindlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schnftlich mitzuteilen.

§11
Trennung und Léschung

(1) Die Hilfsmerkmale nach § 6 sind vor der Uber-
nahme der Erhebungsmerkmale auf die fr die maschi-
nelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentrager von
diesen zu trennen und gesondert aufzubewahren,

(2) Die Erhebungsvordrucke einschlielich der Hilfs-
merkmale sind spatestens vier Jahre nach Durchfih-
fung des jahriichen Mikrozensus zy vemichten,

_ {3) Die Ordnungsnummern sing mit Ausnahme cer
Nummer des Auswahibezirkes zu ldschen, sobald die
Zusammenhings zwischen Personen und Haushait
sowie Haushait und Wohnung durch Nummem, die
einen Rickgntf auf die Hilfsmerkmaie und Ordnungs-
nummern ausschlieBen, festgehalten worden sind. Die
Nummer des Auswanhlbezirks ist nach AbschiuB der Aut-
bereitung der letzten Erhebung nach §2ADs. 2
Ioschen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Strafle,
Hausnummer der befragten Personen durfen fir die
QurchiGhrung von Folgebefragungen nach § 2 Abs. 2
verwendet werden. Sie durfen auch als Grundiage fir
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Durchfihrung
cer Statistik der Wirtschaﬂsrecnnungen privater Haus-
haite herangezogen werden.

§12
Unterrichtung

Die Auskunttspflichfigen sind schriftlich zu unterrich-
ten dber

1. Zweck, Art und Umfang der Erhebung (§ 1),
2. Erhebungs- und Hilfsmerkmale (§3 Abs. 1),
3. die statistische Geheimhaltung,

4. die Auskunftspflicht und die verschiedenen Méglich-
keiten, ihr zu entsprechen (§9 Abs. 1und 2, §10)
und die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung (§ 9
Abs. 4),

. den AusschiuS der aufschiebenden Wirkung von
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Auf-
forderung zur Auskunﬂseneilunq {§ 9 Abs. 3),

6. Trennung und Ldschung (§ 11) und

7. Rechte und Pflichten der Interviewer (§§ 8, 10
Abs. 5).

o

§13
Testerhebungen mit heiwilliqorAuskunfberteilung

(1) Zur Pritung, ab in kunftigen Mikrozensuserhebun-
gen ganz oder teilweise auf gie Auskunftspflicht ver-

zichtet werden kann, werden zusatzlich in den Jahren
1988 bis 1987 Testerhepbungen mit frewwilliger Ausg-
kunftserteiung im Ranmen der Erhebungsmerkmaie
des § 5 mit einem Auswahisatz tis zu 0,25 vom Hundert
der Bevolkerung durchgefuhrt,

(2) Den Testerhebungen sind altemative Verfahren
zugrunde zu legen. Hierbei gurfen Gber die Hiltsmerk-
male nach § 6 hinaus werters nicht personenbezogene
Merkmale erfalt werden, die der DurchfGhrung der
Testerhebungen einschliefllich ihrer methodischen
Auswertung dienen.

(3) Bei der Festlegung der alternativen Verfahren
nach Absatz 2 und der methodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt ein wissenschattlicher Beirat mit.
Der Beirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrern auf dem Gebiet der Statistik und zwei Vertretern
der Sozialtorschung. Der Beirat wird vom Bundesmini-
ster des Innem auf Vorschlag des Vorstandes der Deut-
schen Statistischen Geselischatt berufen. Die Tatigkeit
im Beirat ist ehrenamtlich,

(4) Fir die DurchfShrung der Testerhebungen ein-
schiieBlich ihrer methodischen Auswertungen Gbermit-
teln die Meldebehdrden den Erhebungssteilen auf Ver-
!angen die Daten der Einwonner, die in den auf der
Grundlage der Zufallsverfahren nach § 2 Abs. 1 Satz 2
ausgewahiten Gebauden wohnen:

1. Vor- und Familienname,
2. Tag der Geburt,

3. Geschlecht,

4. Staatsangehdrigkeit,

5. Familienstand.

(S) Die Merkmale nach den Absatzen 1, 2 und 4 sowie
die bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung statisti-
scher Zusammenhdnge verwendaten Nummern (Ord-
nungsnummern) dirfen mit Ausnahme der Daten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hilfsmerkmale nach § 6 auf die fir die
maschinelle Weiterverarbeitung bestimmten Datentri-
ger Gbemommen werden. Die Ordnungsnummern ein-
schiieBlich der Nummer des Auswahibezirks und die
Merkmale nach Absatz 2 Satz 2 sind, soweit sie einen
Riackgriff auf die Hiltsmerkmale ermdglichen, spate-
stens am 31. Dezember 1990 zu ldschen.

(8) Oie Daten nach Absatz 4 Nr. 1 und Hiltsmerkmale
nach § 6 sind gesondert aufzubewahren. Die Daten und
Hilfsmerkmale sowie die Erhebungsvordrucke sind spa-
testens zwei Jahre nach Aufbereitung der letzten Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu unterrichten ist Gber Zweck, Art und Umfang
der Testerhebung, die statistische Geheimhaitung
sowie Gber die Ldschung und Vernichtung nach cen
Absatzen S und 6.

(8) Ergebnisse der Testerhebungen, nach denen ganz
oder teilweise auf die Auskunttspflicht verzichtet wer-
den kann, sind unverzuglich zu bericksichtigen. Die
Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach § 9
ADbs. 4 zu erweitern, lir die die Auskanfte freiwillig sind.
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514

gen iiber Arbeitskrifte
in den Europdischen Gemeinschaften

(1) Die §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung auf die durch unmittelbar geitende Rechts-
akte der Europdischen Gemeinschatten angeordneten
Stichprobenerhebungen Gber Arbeitskrifte, soweit die
Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmaien der
Stichprobenerhebungen Gbereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europdischen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Artikels 4 der Verardnung (EWG) Nr. 3530/84 des
Rates vorn 13. Dezember 1984 zur Ourchtihrung ener
Stichprobenerhebung uber Arbeitskrafte im Frahjahr
1985 (Amtsbi. der EG Nr. L 330/1) sind auch insoweit,
als sie Uber die Merkmale dieses Gesetzes hinausge-
nen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 glgichgestellt.

Ctiah ' ;

(2) Soweit Merkmale der Stichprobenarhebungen
Gber Arbeitskrafte die Merkmale nach Absatz 1 aber-
schreiten, sind die Auskunfte freiwiliiq. Die §§-2 bis 12
und 15 finden mit Ausnahme der Vorschniten dter die
Auskunftserteilung entsprechende Anwendung.

(3) Die Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absdtzen 1 und 2
kannen bei den ausgewaniten Haushalten und Perso-
nen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich erganzen-
den Erhebungsuntertagen durchgefunrt und gemeinsam
ausgewertet werden.

§15
Verbot der Reidentifizierung

(1) Die aut Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk-
male dienen ausschlieflich statistischen Zwecken.

(2) Eine Zusammentihrung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von soichen Merkmaien mit Daten aus
andersn statistischen Erhebungen Zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs auBernalb der statisti-
schen Aufgabensteilung dieses Gesalzes ist untersagt.

§16
Stratvorschrift

Wer entgegen § 15 Abs. 2, auch in Verbindung rmt
§ 14 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2. Merkmale oder
Daten zusammentihrt, sobald die Merkmale nach § 15
Abs. 1 auf fir maschinells Weiterverarbeitung be-
stimmte Datentrager ubernommen worden sind, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrate
bestraft.

§17
Berfin-Klause

Dieses Gesetz gilt nach MaBgabe des § 13 Abs. 1 ces
Dritten Uberdeitungsgesetzes auch im Land Berlin.
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes
erfassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten Uberieitungsgesetzes.

§18
Inkratttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkundung n
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz Gber die Durchiuh-
rung einer Reprasentativstatistik der Bevélkerung und
des Erwerbslebens vom 21. Februar 1983 (8GS8L |
S. 201) aufer Kraft.

Das varstehende Gesetz wird fuermit ausgefertigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkundet.

Bonn, den 10. Juni 1985

Der Bundesoprasident
Weizsicker

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminister des Innern
Dr. Zimmermann



-22-

Gesetz

zur Anderung des Geselzes zur Durchtd

hrung einer Repriisentativstatistik

Ober die Bevilkerung und den Arbeltsmarkt (Mikrozensusgesetz)
und des Gesetzes (ber die Statistik {Or Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz)

Vom 17, Desomber 1990
(rem1. 1, s, 2837)

Der B 50 hat mt 2 % des Bund
das ok Gesez b

Artiksd 1
Oas Gesetz rur oiner Reprisentativ-
statistic Ober die und den A

4

§ 9 wird wie loigt geAnden:

th!MaoNtmmip-
strichen und Satz 1 wie foigt gefast:
~Auskunfispfichtig sind zu den Mermalen nach § S
Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2 Nr. 1 sowie nach § 6 Abs. 1
N.I.ahhﬁmvmmodumm
mmmmumm.mmvm
derjihrige Haushaltsmitglieder.";
in Satz 5 wird das Semikolon durch einen Punkt
orsetn.

(Mikrozensusgesetz) vom 10. Juni 1988 (BGBI. | S. 958)
wird wie foigt geAndet:

1. § 1 wird wie loigt geanden:

8) In Absaiz 1 werden die Jahreazahlen .1985 bis
1990° durch ,1991 bis 1995° ersetzt.

b) Absatz 2 Saiz 1 erhalt folgende Fassung:

-Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga-
ben in tiefer lachiicher Gliederung (iber die Bevdike-
rungssiruktur, die wirtschattiiche und soziale Lage
der BevOikerung und der Familien, den Arbeitsmaria

e die berufliche Gliederung und Ausbiidung der

.
er ']

2. In § 3 Abs. 2 wird _oder § 13 Abs. 5° geslrichen.

3. § 5 wird wie loigt geandert:

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird die Zah! «150° durch 300"
orsetzt

b) In Absatz 1 Nr. 4 wird hinter den Worlen .1 vom
Hunden der Bevdikerung® das Semikolon durch
@inen Punkt ersetzt. Absatz 1 Nr. 5 wird gestrichen.

¢} In Absatz 2 wird im Einleftungssatz die Jahreszah!
19857 durch .1991° ersetnt.

d) In Absatz 2 Nr. 3 wird nach dem Wort <Eltern” das
Semikolon gestrichen.

©) Absatz 2 Nr. 4 wird gestrichen,

) In Absatz 3 Nr. 1 wird die Jahreszah! +1985" durch
-1991° ersetzt.

()] hmaur.aw4mud..uhmn.1m-
Jewells durch ,1092° ersetzt.

5.

7

b) M 2wird g
€) In Absatz 2 sind die Worte .Nr. 1 und 2 2u sirei-
chen,

d) Absatz 4 erhah folgende Fassung:
+{4) Dis Ausk Qber die Merh En
Bungsjatr n § 5 Abs. 1 Nr. 1 und zusstziicher
mmmmmmmhgs»:.!
Nr.‘Mtho«mdeWSAbl‘er.Ztmd
:.m.sumgemtm.zwmmmg.'

§ 13 wird gestrichen.

In § 14 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte «0er Verord-
nung (EWG) Nr. 3530/84 des Rates vom 13. Dezoember
1984 zur Durchithrung einar Stichprobenerhebung
Gber Arbeilskrafie im Frohjahe 1985 (Amtsbl. der EG
Nr. | 330/1)" durch die Worle ~der Verordnung (EWG)
Nr. 3044/89 des Rates vom 8. Okiober 1989 zur Durch-
fuhrung einer Stichprobenerhebung Gber Arbeitskrafie
Im Frohjahr 1990 und 1991 (ABI, EG Nr. L 292/2)*
ersetrt.

Es wird folgender § 16a ney eingetigt:
.§ 16a
§§ 23 und 24 des Bundesstatistikgesetzes vom
22. Januar 1987 (BGBI. | S. 462, 565) finden <eine
Anwendung.*

Artikel 3
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz
wird im Bundesgeselzblan

wird hiermit ausgelertigl und
verkundet,

Bonn, den 17. Dezember 1990

Der Bundesprasident
Weizsacker

Der Bundeskanzier
Dr. Helmut Koht

Der Bundesministar des Innern
Schiuble
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Verordnung

zur Durchfiihrung einer Reprisentativstatistik dber die Beviikerung und den Arbeitsmarkt
(Mikrozensusverordnung)

Vom 14. Juni 1985

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
gesetzes vom 10. Juni 1985 (BGBI. | S. 955) veroranet
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1

Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abs. 1. 2 und
3 des Mikrozensusgesetzes wid der Inhait der Fragen
wie folgt festgelegt:

1
1.1
1.2

1.3
14
1.5

1.8

1.7

113

1.14
1.15

Zu § 5 Abs. 1 Nr. 1
Gemeindename;

Hauptwohnung; Vorbandensenn einer weiteren
Wohnung in der Bundesrepublik Deutschiand
enschiieflich Berlin (West):

Zahl der Haushaite in der Wohnung;
Zahl der Personen im Haushalt;

Angabe der Zugehdrigkeit der Person zur ausge-
wahiten Wohnung;

Angabe der Zugehorigkeit der Person zum aus-
gewahiten Haushalt;

mit der ersten Person in der Erhebungsiiste (bzw.
Jessen Ehegatte) verwandt oder verschwagert:

Ehegatte; (Schwieger-) Sohn/-Tochter; Enkel,
Urenkel; Vater, Mutter; GroBvater, -mutter; son-
stige verwandte oder verschwagerte Person;
nicht verwandt oder verschwagert;

Verdnderung des Haushaits seit der letzten
Befragung durch:

Geburt; Zuzug; Tod; Fortzug;

Baualtersgruppe der Wohnung (soweit erstmais
in die Erhebung einbezogen).

vor 1972; 1972 oder spater,

Geschiecht:

manniich; weibiich;

Geburtsjahr;

Geburtsmonat:

Januar-Mai; Juni-Dezember:

Familienstand:

ledig; verheiratet; verwitwet; geschieden;
EheschlieBungsjahr der jetzigen bzw. letzten Ehe:

Staatsangehorigkeit (Land):

Deutsch; Algerien; Selgien; Danemark; Frank-
reich; Griechenland; GroBbritannien und Nordir-
land; Inand (Rep.); Ralien; Jugosiawien; Luxem~

burg; Marokko: Niederiande; Norwegen; Oster-
reich; Polen; Portugal; Schweden: Schweiz:
Spanien; Tschechosiowakei; Tirkei; Tunesien:
Ungarn; Vereinigte Staaten von Amerika (USA):
Gbriges Ausland (einschiieflich sonstige briti-
sche Staatsangehongkeit); staatenios.

Zu § 5 Abs. 1 Nr. 2

Erwerbs- oder Berufstatigkeit in der Berichts-
woche:

regeimaflig; gelegentich; nicht erwerbs- oder
berufstatig;

Fir Erwerbstatige:
a) Tatigkeit: Volizeit; Teilzent:
b) Griinde fiir Teilzeittatigkert:

Schulausbiidung oder sonstige Aus- und Fort-
bildung; Krankheit, Unfalifoigen; Voilzeittatig-
keit nicht zu finden; Volizeittatigkeit mcnt
getvinscht; sonstiges;

Arbeitsvertrag: befristet; nicht befristet:

Zahl der normalerweise je Woche geleisteten
Arbeitsstunden und -tage;

Zahl der tatsichlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswoche;

f) Grund far den Unterschied zwischen tatsach-
lich und normalerweise geleisteter Arbeitszeit:

Krankheit, Kur, Heilstattenbehandiung. Ar-
beitsschutzbestimmungen, auch  Mutter-
schatt: Urlaub, Dienstbefreiung; Arbeitsstrei-
tigkeiten; Schlechtwetteriage; Kurzarbert:
Authahme einer Tatigkest in der Berichtswo-
che; Beenaigung einer Tatigkeit in der Be-
richtswoche; Arbeitsstunden zu anderen Ter-
minen geletstet (auch gleitende Arbeitszeit):
Teilnahme an Schulausbildung, Aus- und
Fortbildung auBerhalb des Betriebes: Feier-
tag; sonstige Grinde bei geringerer Arbeits-
zeit; Ausgleich fur zu wenig geleistete Arbeits-
stunden zu anderen Terminen (auch gleitende
Arbeitszeit); Uberstunden; sonstige Grunde
bei hdherer Arbeitszeit,

Stellung im Berut:

Selbstandiger ohne Beschaftigte; Selbstandi-
ger mit Beschattigten: mitheitender Famiien-
angehdriger; Mithelfender in einem vom Haus-
hait seibstbewirtschafteten landwirtschaftli-
chen Betrieb; Beamter, Richter; Angasteilter;
Arbeiter, Heimarbeiter; kautm./techn. Auszu-
bildender; gewerblich Auszubidender. Zes-/
Berufssoldat (einschiiefilich BGS und Bereit-
schaftspolizei); Grungwehr- und Zivildiensties-
stender;

h) Wirtschattszweig des Betriebes, der Firma
usw.;

[
d

=

g
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2.1.2 Fir Personen mit einer zweiten Erwerbstatigkent

zusalzlich Angaben zur zweiten Erwerbstatigkert:
a) Stellung im Berut:

Selbstandiger ohne Beschattigte; Seibstanai-
ger rmit Beschattigten; mitheitender Famiiiens
angehonger, Beamter, Richter; Angesteiiter;
Arbeiter, Heimarberter, kautm./techn. Auszy-
bildender. gewerblich Auszubiidender; Zeit-/
Berufssoldat (einschlieBiich BGS und Bereit-
schaftspolizer);

Wirtschaftszweig des Betrieces, der Firma
usw.;

b

c

Zahi der normaierweise j@ Woche geleisteten
Arbeitsstunden und -tage;

Zahi der tatsachlich geleisteten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswoche:

d

Fir Arbeitsiose und Arbeitssuchende:
a) Bezug von Arbeitsiosengeld/-hilfe:

arbeitsios mit Arbeitsiosengeld/-hilfe; arpeits-
los .onne Arbertslosengeio/-hilfe; richt
arbeitsios;

b) Arbeitssuche als Nichterwerbstatiger:

nach Entlassung; eigener Kundigung; freiwsili-
ger Unterbrechung; Ubergang in den Ruhe-
stand; sonstiges; nicht arbeitssuchena:

Arbeitssuche als Erwerbstatiger:

wegen bevorstehenden Vertusts oder Beendi-
gung der gegenwartigen Tatigkeit; z. Z. nur
Ubergangstétigkeit: Suche nach 2. Tatigkeit:
bessere Arbeitsbedingungen gesucht; sonsti-
ges; nicht arbeitssuchend;

C) Arbeitssuche (z. Z. bzw. in den letzten vier
Wochen) durch:
Arbeitsamt; private Vermittiung; Aufgabe von
Inseraten; Bewerbung auf Inserate; airekte
Bewerbung; persénliche Verbindung; sonsti-
ges; Suche noch nicht aufgenommen: Suche
abgeschiossen (Arbeitsaufnahme in Kirze):

d) Arbeitssuche seit:

weniger ais 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten;
3 bis unter 6 Monaten; "2 bis unter 1 Janr
1 bis unter 1'2 Jahren; 11 bis unter 2 Jahren:
2 und metw Jahren;

@) Art der gesuchten Tatigkeit:
Tatigkeit als Selbstandiger:
Tatigkeit als Arbeitnehmer:

nur Volizeittatigkeit; nur Teilzeittatigkert; Voll-
zeittdtigkeit gegebenentails Teiizeittatigkeit:
Teilzeittatigkeit gegebenentalls Volizeittatig-
keit: sonstiges;

f) vertigbar fiir eine neue Tatigkeit innernalb von
zwei Wochen:

verfugbar;
nicht verfigbar wegen:

Krankheit: Ausbildung: noch bestehender
Tatigkeit; sonstiges;

2.1.4 Fir Nichterwerbstatige:

22

32
321

a} Fruhere Erwerbstatigkent:

erwerbstatg gewesen: noch nie erwerbstatig
gewesen;

b) Beendigung der truheren Erwerbstatigkeit vor:

weniger als 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten; 3
bis unter 8 Monaten; '~ bis unter 1 Jahr 1 bis
unter 12 Jahren: 1'% bis unter 2 Jahren:; 2 bis
unter 3 Jahren; 3 und menhr Jahren:

¢) bei Beendigung ener fruheren Tatigkert in gen
letzten dres Jahren:

wuchtigster Grund fir die Beendigung der letz-
ten Tatigkeit:

Entlassung; befristeter Arbeitsvertrag; Kunai-
gung; Ruhestand vorzeitig nach Vorruhe-
standsregelung oder Arteitsiosigkert; Ruhe-
stang aus gesundheitichen Grinden: Ruhe-
stand aus Alters- und sonstigen Grunden:
Wehr-/Zivildienst; personliche Grunde {auch
Studiumj; sonstiges;

d} Wirtschaftszweig der letzten Tatigkeit;
e) Stellung im Beruf der letzten Taligkeit:

Selbstandiger ohne Beschaftigte: Selbstandi-
ger mit Beschaftigten; mithelfender Familien-
angenonger, Beamter, Richter; Angesteliter:
Arberter, Heimarbeiter; kaufm.-/techn. Aus-
zubiidender;  gewerblich Auszubildencer;
Zeit-/Berutssoldat (einschlieBlich BGS und
Bereitschattspolizei); Grundwehr- und Zivil-
dienstleistender;

Far Kinder im Vorschulalter und fur Schaler und
Studenten:

Besuch von:
Kindergarten/-hort; Gruna-, Haupt-, Volksschuie;
Real-/Berufsautbauschule; Gymnasium/Fach-

oberschule; Integrierte Gesamtschule; Berufs-
fachschuie, Berufsgrundbildungs-, Benufsvorbe-
reitungsjahr;  Fachschuyle: Fachhochschuie;
Hochschule; Berufsschule.

Zu§ S Aba. 1 Nr. 3

Uberwiegender Lebensunterhalt:

Erwerbs-/Berufstatigkeit; Arbeitslosengeid/
-hilfe; Rente, Pension; Unterhait durch Eitern,
Ehegatte oder andere Angehorige; eigenes Ver-
mogen, Vermietung, Zinsen, Altenteil: Soziaihiife:
sonstige Unterstutzungen (z. 8. BAt6G);

Art der Gffentlichen Rente, Pension, u. 4.

erste und ggf. zweite eigene (Versicherten-)
Rente, Pension u. 4. '

Arbeiterrentenversicherung; Knappschaftiche
Rentenversncherung; Angestelitenrentenvers-
cherung; offentliche Pension: Kriegsopferrente:
Unfaliversicherung; Rente aus dem Auslang:
ubrige offentiche Rente;



3.2.2 erste und ggf. Zwelle Witwen-, Waisenrente,

33

3.4

4.2

43

-pension u. a.

Arbeiterrentenversicherung;  Knappschaftliche
Rentenversicherung;  Angesteiltenrentenversi-
cherung; offentiche Pension; Kriegsopferrente;
Unfaliversicnerung; Rente aus dem Ausiand:
ubrige ctferiliche Rente;

Art der sonstigen oHentlichen und privaten Ein-
komemen: :

Wohngelid; Sozialhille: BA16G: sorstige éftentii-
che Untersiutzungen; Betnebsrente! Altenteil;
eigenes Vermogen, Zinsen: Leistungen aus der
Lebensversicherung; Vermietung, Verpachtung;
private Unterstutzungen;

Hohe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 300.- CM: 300.- bis unter 450,- DM; 450.-
bis unter 500.- DM: 600,- bis unter 800.- OM:
800.- bis unter 1 0CC,~DM; 1000~ bis unter

1200-0M; 1200~ bis unter 1400-DM:
1 400.- bis unter 1 600~ CM; 1 600.- bis unter
1800.-DM; 1800~ bis unter 2000.-DM;

2 000.- bis unter 2 200,- OM; 2 200~ bis unter
2500.-DM; 2500~ bis unter 3000.-DM;
3000.- bis unter 3 500, DM:; 3 500.~ bis unter
4000-DM; 4000~ bis unter 4500-DM:
4 500~ bis unter 5000,- OM; § 000.- und mehr
DM: alle mitheifenden Familienangehdngen tzw.
seibstanoiger Landwirt; kein Einkommen.

2u § 5Abs. 1 Nr. 4

Krankenversicherung, -versorgung:

Ortskrankenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schlieBlich cer der Ceutschen Bundesbabhn, cer
Ceutschen Bundespost und des Bundesver-
kehrsministenums), See-Krankenkasse: in-
nungskrankenkasse; Bundesknappschaft; Er-
satzkasse: Landwintschaftliche Krankenkasse:
ausiandische Krankenkasse und Sozialversiche-
rung Berlin {Qst); private Krankenversicherung;
Anspruch auf Krankenversorgung als Sozialhil-
feempfanger, als Kriegsschadenrentner oder
Empfanger von Unterhaitshilte aus dem Lasten-
ausgleich, freie Heilfirsorge der Polizei, Bundes-
wehr ung Zivildienstieistenden;

Versicherungsverhaltnis:
selbstversichert:

pflichtversichen; ‘reiwilig versichert: als Rentner
versichert; Anspruch auf Krankenversorgung als
Sozialhilleempfanger, ais Kiiegsschadenrentner
oder Empfanger von Unterhaltshilfa aus cem
Laslenausgleich; Heillirsorge der Palizei, Bun~
deswehr und Zivildienstleistenden;

mitversichert beu

PAichtversictertem; treiwillig Versichertem: a's
Rentner Verschertem;

zusatzlicher
schutz:
vorhanden; nicht vorhanden;

privater Krankenversicherur.gs-
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4.4
441

442

443

444

7.2

73

gesetzlicne Rentenversicherung:
in der Benchiswoche ptiichtversichert:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knaoo-
schafthchen Rentenversicnerung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in der Berichtswoche
nicht pflichtversichen;

in den letzten 12 Monaten vor der Berichtswoche
phiichtversichert: ’

in der Artertterrentenversicherung: in cer Knago-
schaftlichen Rentenversicherung; in der Arge-
stelitenrentenversicherung; in oen letzten 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht pflichtver-
sichert;

in den letzten 12 Monaten vor der Berichtswoche
frewwillig versichert:

in der Aroeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schafilichen Rertenversicherung; in der Ange-
stelltenrentenversicherung; in den letzien 12
Monaten vor der Berichtswoche nicht freiwiliig
versichert;

sonstige Zzhiung von Beitragen seit dem
1. Januar 1924:

in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapp-
schattlichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelitenrertenversicherung; in cer Handwerker-
Versicherurig; keine sonstige Beitragszahlunrgen.

Zu§ 5 Abs. 2Nr. 2

Hochster Schulabschiu an ailgemeinbildenaen
Schulen:

Volks- (Haupt-)schulabschiuB: Realschulab-
schiuR (Mittlere Reife} oder gleichwertiger
Abschiufl; Fachhochschulreife; aligemeine oder
fachgebundene Hochschuireife (Abitur/Fachaoi-
tur):

letzter beruflicher AusbildurgsabschiuB:

kein oerulicher Ausbildungsabschiufl; Abschlul
einer Lenr-/Anlerrausbildung oder gleichweriiger
BerutsfachschulabschiuB: berutliches Praktikum;
Meister-/Techniker- ocer gleichwertiger’ Facn-
schulabschiuB; FachhochschutabschiuB (auch
IngenieurschulabschluBi; Hochschulabschiuf;

berufliche Fortbildung, Umschulung, sonstige
2usatzliche praklische Berutsausbidung in aen
letzien zwet Jahren:

am Arbeitspiatz, im Betrieb; bei einer industne-
und Handeiskammer usw., in besonderen Forttil-
dungs-/Umschulungsstatten: an einer berufsbil-
denden Schuie/Hochschule; durch Fernunter-
richt; auf ancere An; keine berufliche Fortbildung.
Umschulurg, sonstige praktische Berufsausbil-
dung in den letzten zwei Jahren;

Dauer cer Fortbildung, Umschulung, sonstigen
praktischen Berutsausbildung:

unter 1 \ioriat: 1 bis unter 6 Monate; 6 bis unter
12 Monate. 1 bis unter 2 Jahre; 2 Jahre una mehr.
zur Zed roch andavernd;



1.1

1.2

1.3

1.8

118

12
12.1

122

Zu § S Abs. 3 Nr, 2

Fur gie in den le:zten 4 Wochen kranken/unfail-
verietzten Personen:

Krankheit oder Unfallveristzung eines Haushalts-
mitgliedes in den letzten vier Wochen:

krank; unfaliverietzt; nicht krank tzw. unfallver-
fetzt: keine Auskunft erteilt;

Daver der Krankheit/Unfallverietzung:
1 bis 3 Tage: 4 Tage bis 1 Woche; Gber 1 Woche
bis 2 Wochen; Gber 2 Wochen bis 4 Wochen; uter
4 Wochen bis 8 Wochen: (ber 8 Wochen bis
1 Jahr; Gber 1 Jahr; noch andauernd;

Art des Unfalls:

Arbeits-/Dienstunfall (chne Wegeunfall); Ver-
kehrsunfall (einschlieBlich Wegeuntall); hdusii-
cher Unfall; Freizeitunfall (Sport/Spiel/sonstige
Freizeitbeschaftigung); sonstiger Untail (ein-
schlieBlich Schulunfall);

Art der Behanglung:

in ambulanter Behandlung beim Arzt; in ambulan-
ter Behandlung im Krankenhaus; in stationirer
Krankenhausbehandiung;

Daver einer stationaren Behandiung:

1 bis 3 Tage; Gber 3 Tage bis 1 Woche: Gber
1 Woche bis 2 Wochen; ber 2 Wochen bis
3 Wochen: Gber 3 Wochen; noch andauernd:

Arbeitsunlihigkeit:
noch andauernd: beendet.

2u § 5 Abs. 3Nr. 3

Feststellung einer Mincerung der Erwerbsfahig-
ket qurch amiichen Besched:

Besche:d des Versorgungsamtes/amtlicner
Schwertkr-egs-lbes:na'cig\en-. Schwerbehin-
denerayswes; sonstiger amthcher Bescheid
2. B. Rentenpescherd, Verwaltungs- oder
Gerichtsertscneidung); sowoht Bescheid/Aus-
weis des Versorqungsamies usw. als auch son-
stiger amtiicher Bescheid: Antrag gestellt aber
noch keren Bescherd; keine amtlich festge-
stelite Betingerung;

Grad der amtlich festgesteliten Minderung der
Erwerbsfahigkeit:

bis 29 %; 3C bis 49 %: 50 brs 59 % 60 bis 69 %
70 bis 79 %, 80 tis B9 %: 90 bis 99 %; 100 %:
nicht bekannt,

Bonn. den 14. Juni 1985

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kon!

tui

13
131

132

2u § S Abs. 3 Nr. 4

Bei Angesteliten, Arbe:tern und Auszubildengen:
betriebliche Altersvorsorge:

Ruheqe!dzusage Qes Arbeitgebers, Pensions-,
Unterstutzungskasse mit eigenen Beitragen;
Ruhegei age ces Arbeitg s, Pension.,
Unterstitzyngskasse ohne eigene Beitrage; Le-
bensversicherung durch Betried; freiwillige Ho-
her- oder Weilerversicherunq in der gesetzlichen
Remenvers-cherung: gemischter Typ; unbekann-
ter Typ: mcht vorhanden: nicht bekannt;

Hohe einer Lebensversicherung (ohne Sterbe.
gelaversicherung):

unter  5000-OM: 5000-OM bis unter
10000.- OM; 10000~ bis unter 20 000.- OM;
20000.- bis unter 30000.- OM: 30000~ bis
unter  50000-DM:; 50000- bis unter
100 000.- OM; 100 000~ DM und mehr, keine
Lebensvevsicherung.

§2

Diese Veroranung gilt nach § 14 des Dritten Uberfei-

ngsgesetzes in Verdindung mit § 16 des Mikrozen-
Susgesetzes auch im Land Berlin,

§3

Diese Veroronung tnitt am Tage nach der Verkinoung -

Der Bundesminister des Innern
Dr.Zimmermann

in Kraft.



-27 -

) Erste Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Yom 21. April 1986

(%81. {, 3. 436)

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensusgesetzes vom 10. Juni
1985 (BGBI. | S. 955) veroranet die Bunaesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates:

§1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14 Jum 1985 (BGBI. I S. 967) wird wie
foigt geandert:

1. In Nummer 1.12 wergen die Worte .. Januar-Mai. Jun—Dezemper:" durch
die Worte _Januar-Aoni. Mai-Dezember:” ersetzt.

2. in Nummer 11 6 wird ger Punkt am Ence durch en Semikalon ersetzt. und
es wird folgenge Nummer 11.7 eingefugt:

11.7 Vorsorge gegen Krankhesten:

a) Tednahme an emner Schiucximptung gegen Kinderlahmung
(Poliomyentis):

tellgenommen: nicht tedlgenommen; mcht bekannt:
b) Jahr ger letzten Schiuckimptung:
Jahreszani (letzte zwer Stellen) eintragen.”

§2

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Ontten Uberleitungsgesetzes in Ver-
mindung mit § 17 des Mikrozensusgesetzes auch im Land Berhin.

§3
Diese Verordnung tntt am Tage nach der Verkundung in Kraft.
Bonn, den 21. Aonl 1986

Der Bundeskanzier
Or. Heimut Kohl

Der Bundesminister
far Jugend, Familie und Gesundheit
Rita Sussmuth



. Zweite Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 28, Februar 1989

(Ban1.

Far Artikel 1 auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 Mikrozen-

susgesetz vom 10. Juni 1985 (BGBI. | S. 955) und fur

Artikel 2 aut Grund des § 5 Abs. 4 Satz 1 Bundess:atistik-

gesetz vom 22. Januar 1987 (BGBI. | S. 462, 565) verorg-
net die Bundesregierung:

Artikel 1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985
(BGBL. | S. 967), geandert durch die Erste Verordnung zur
Anderung der Mikrozensusverordnung vom 21, April 1986
(BGBL | S. 436), wird wie folgt geédndert:

1. Als neue Nummer 6.4 wird eingefigt:

.6.4 Merkmale des Arbeitsplatzes;

a) Schichtarbeit: sténdig; regeimaBig; gelegent-
lich;

b) Art der Schichtarbeit: Frihschicht, Spat-
schicht, Nachtschicht, Tagschicht, sonstige
Schichteinteilung; regelmasig; gelegentlich;

¢} Nachtarbeit (zwischen 22.00 Uhr und 6.00
Uhr): standig; regeimagig; gelegentlich;

d) Zahl der bei Nachtarbeit geleisteten Arbeits-
stunden je Nacht;

e} Samstagsarbeit: standig; regelmagig; ge-
legentlich;

f} Sonn- und Feiertagsarbeit: sténdig; regel-
méBig; gelegentlich.*

2. Die bisherigen Nummern 6.4 bis 6.6 werden Nummem
6.5 bis 6.7.

3. In Nummer 11.7 erhalten die Buchstaben aund b
folgende Fassung:

.2} Verwendung von jodiertem Speisesalz im Haus-
halt:

ja; nein; nicht bekannt;

I, 5. 342)
b) wenn nein oder nicht bekannt, Angabe des Grun-
des:

keine Kerntnis von jodiertem Speisesalz: keine

Kenntnis von der Bedeutung des jodierten Speise-
salzes zur Gesundheitsvorsorge; sonstiges.*

4. Es wird folgende Nummer 11.8 eingefagt:
.11.8 Krankheitsrisiken:

a) gegenwirtig Raucher: regelmaBig; gelegent-
lich;

b) friher Raucher: regeimaBig; gelegentiich;
c) niemals Raucher;

d) fir gegenwantige und frihere Raucher: Gber-
wiegende Art des Rauchens: Zigaretten;
ZigarrervZigarillos; Pleifentabak; Alter bei
Rauchbeginn;

e) fur gegenwérige und frilhere Zigarettenrau-
cher: Zahl der tagfich gerauchten Zigaretten;
weniger als 5; 5 bis 20; 21 bis 40; 41 und
mehr.”

Artikel 2

Die Erhebungen nach § 5§ Abs. 2 Nr, 4 Mikrozensusge-
setz in Verbindung mit § 1 Nr. 9 Mikrozensusverordnung
werden im Jahre 1989 ausgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber-
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 17 des Mikrozensus-
geseuzes und § 27 des Bundesstatistikgesetzes auch im
Land Berlin.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkindung in
Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Bonn, den 28. Februar 1989

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Koht

Der Bundesminister des Innern
Dr. Zimmermann
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Dritte Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 12. Aprll 1991

~ (BGéBl. I, $.902)
Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
gesetzes vom 10. Juni 1985 (BGBI. | S. 955). geandert
durch Gesetz vom 17. Dezember 1990 (BGBI. | S. 2837),
verordnet die Bundesregierung:

Artikel 1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985
(BGBI. | S. 967), zuletzt gedndert durch die Zweite Verord-
nung zur Anderung der Mikrozensusverordnung vom
28. Februar 1989 (BGBI. | S. 342), wird wie foigt gedndert:

1.

2

In Nummer 1.2 werden die Worle .einschlieBlich
Berlin (Wes!)" gestrichen.

In Nummer 1.9 werden die Worte ,vor 1972; 1972
oder spaler” durch die Worte .vor 1987; 1987 bis
1990; 1991 oder spater” ersetzt.

. Nummer 1.15 wird wie folgt gefaBl:

«Staatsangehodrigkeit (Land):

Bundesrepublik Deutschland; Albanien; Belgien; Bul-
garien; Danemark; Frankreich; Griechenland; Gro8-
britannien; Inand; ltalien; Jugoslawien; Luxemburg;
Niederlande; Norwegen; Ostemeich; Polen; Portu-
gal; Rumanien; Schweden; Schweiz; Spanien; Tsche-
choslowakei; Turkei; ‘UdSSR; Ungam; sonstiges
Europa; Algerien; Marokko; Tunesien; sonstiges
Alrika; Vereinigle Staaten von Amerika (USA); Kuba;
sonstiges Nord- und Mittelamerika; SGdamerika; Iran;
sonstiger Naher Osten (z. B. irak, Israel, Jordanien,
Libanon, Syrien); Indien; Pakistan; Vielnam; sonstiges
Sadasien (z. B. Alghanistan, Kambodscha, Laos, Sri
Lanka, Thailand); Japan; Korea; Philippinen; sonsti-
ges Ostasien (z. B. China, Hongkong, Indonesien,
Macao); Gbrige Welt; staatenlos.”

. In Nummer 2.1 werden nach dem Wort ,gelegentlich;”

dis Worte ,.sozialversicherungsfrei (geringfigig) be-
schaftigt;“ eingetigt.

. Nummer 2.2 wird wie folgt gefaBt:

LFor Kinder im Vorschulalter und fUr Schiler und
Studenten:

Besuch von:

Kindergarterv-krippa/-hort; allgemeinbildende Schule:
Klassenstule 1 bis 4; Klassenstufe 5 bis 10; Klassen-
stule 11 bis 13 (gymnasiale Oberstufe); bendliche
Schule; Fachhochschule; Hochschule.”

. In Nummer 3.2.1 und 3.2.2 werden jeweils nach dem

Wort .Unfallversicherung;® die Worte .Rente aus der
Sozialversicherung der ehemaiigen DDR;" eingetugt.

7.

12

15.

16.

Nummer 3.4 wird wie loigf gefaBt:

.Hohe des monallichen Nettoeinkommens:

unter 300,~ DM; 300,- DM bis unier 600,~ DM;
600,~ DM bis unter 1000~ DM; 1000,- DM bis
unter 1400,— DM; 1400~ DM bis unter 1800,— DM;
1800~ DM bis unter 2200~ DM; 2200,- DM bis
unter 2500~ DM; 2500,~ DM bis unter 3000,— DM;
3000~ DM bis unter 3500~ OM; 3500~ DM bis
unter 4000,- DM; 4000,~ DM bis unter 4500,- DM;
4500,- DM bis unter 5000,- DM; 5000~ DM bis
unier 5§500,- DM; 5500~ DM bis unter 6000~ DM
6000~ DM bis unter 6500,- DM; 6500~ DM bis
unter 7000,-~ DM; 7000, DM bis unter 7500~ DM;
7500~ und mehr DM; alle mithellenden Familien-
angehdrigen bzw. selbstandiger Landwirt; kein Ein-
kommen.”

. In Nummer 4.1 werden die Worte ,und Sozialver-

sicherung Berlin (Ost)® gestrichen.

. In Nummer 4.2 werden die Worte .mitversichent bei:

Pflichtversichertem; freiwillig Versichertem; als Rent-
ner Versichertem;* durch die Worle ,als Familien-
angehbriger (Ehegatte/Kind) versichert;” ersetzt.

. Nummer 5 wird gestrichen.

. In Nummer 6.5 werden nach dem Wort .Geschafts--

fGhrer," die Worle .Mitglied einer Produktionsgenos-
senschaft;® angefagt.

Nummer 7.1 wird wie folgt gefaBt:
Hochster SchulabschiuB an  aligemeinbildenden
Schulen:

kein SchulabschiuB; Haupt-(Volks-)schulabschiuB;
RealschulabschiuB (Mittlere Reife) oder gleichwertiger
Abschiub; AbschluB der aligemeinbildenden polylech-
nischen Oberschule in der ehemaligen DDR; Fach-
hochschulreife; aligemeine oder fachgebundene
Hochschulreife (Abitur);".

. In Nummer 7.2 werden nach den Worten ,Techniker-

oder gleichwertiger FachschulabschiuB;* die Worte
.AbschluB einer Fachschule in der ehemaligen DDR;"
eingefdgt.

. In Nummer 8.1 werden die Worte ,.einschlieBIid'l

Berlin (West)" gestrichen,
Nummer 9 wind gestrichen.

An Nummer 10.1 werden nach den Worten .im Aus-
land;” die Worle ,entfallt, da kein Pendler;* angeiigt.
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17. in Nummer 12.1 werden die Worte .Feststeliung einer unter 50; 50 bis unter 60; 60 bis unter 70; 70 bis unler
Minderung der Erwerbstahigkeit durch amitlichen 80; 80 bis unter 90; 90 bis unter 100; 100; nicht
Bescheid;” durch die Worle Festslellung des Grades bekannt.”
der Behinderung durch amtichen Bescheid;" erselzt.

18. Nummer 12.2 wird wie folgt gefat. Artikel 2
Amtlich festgesteliter Grad der Behinderung: Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkindung

bis unter 25; 25 bis unter 30; 30 bis qmar 40; 40 bis  in Kraft,

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Bonn, den 12. April 1991

Der Bundeskanzler
Or. Helmut Koh!

Der Bundesminister des Innern
Schauble
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Auszug aus
Gesetz

Uber die Statistik fir Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz ~ BStatG)

Vom 22. Januar 1987

(BGBL1, S.462 f)

§15
Auskuntftsptiicht

(1) Die eine Bundesstatistik anordnende Rechtsvor-
schrift hat festzulegen, ob und in weichem Umfang die
Erhebung mit oder ohne Auskunftspliicht erfolgen soll. Ist
eine Auskunfispfiicht festgelegt, sind alle naturlichen und

juristischen Personen des privaten und offentlichen

Rechts, Personenvereinigungen, Behdrden des Bundes
und der Linder sowie Gemeinden und Gemeindever-
bande zur Beantwortung der ordnungsgeméB gestellten
Fragen verpfiichtet.

{2) Die Auskunttspilicht besteht gegeniber den mit der
Durchfihrung der Bundesstatistiken amtlich betrauten
Stelien und Personen.

(3) Die Antwort ist wahrheilsgema8, voilstandig und
innerhald der von den statistischen Amtem des Bundes
und der Lander gesetzien Fristen zu enteilen. Bei schrift-
licher Auskunfiserteilung ist die Antwort erst erteilt, wenn
die ordnungsgemas ausgetiliten Erhebungsvordrucke der
Erhebungsstelle zugegangen sind. Die Antwort ist, soweit
in einer Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, fur
den Emptfanger kosten- und portofrei 2u erteilen.

(4) Werden Erhebungsbeauftragte eingesetzt, kénnen
die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen
mandlich oder schriflich beantwortet werden. .

(S} In den Falien des Absatzes 4 sind bei schriftiicher
Auskunftserteilung die ausgeliliten Erhebungsvordrucke
den Erhebungsbeauftragten auszuhandigen oder in ver-
schlossenemn Umschlag zu Ubergeben oder bei der Erhe-
bungsstelle abzugeben oder donthin zu bersenden.

(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Auf-
forderung zur Auskunfiserteilung haben keine aufschie-
bende Wirkung.

§16
Geheimhaltung

(1) Einzelangaben uber personliche und sachliche Ver-
héltnisse, die fir eine Bundesstatistik gemacht werden,
sind von den Amtstragern und fir den offentiichen Dienst
besonders Verpflichteten, die mit der Durchlihrung von
Bundesstatistiken bdetraut sind, geheimzuhaiten, soweit
durch besondere Rechisvorschrit nichts anderes
bestimmt ist. Dies gilt nicht far

1. Einzelangaben, in deren Ubermittiung oder Veréfient-
lichung der Befragte schnftlich eingewiigt hat,

2. Einzelangaben aus aligemein zuginglichen Quellen,
wenn sie sich aut die in § 15 Abs. 1 genannten otent-
hchen Stellen beziehen, auch soweit eine Auskuntts-
pllicht autgrund einer eine Bundesstatistik anordnen-
den Rechtsvorschnft besteht,

3. Einzelangaben, die vom Statistischen Bundesamt oder
den statistischen Amiem der Lander mit den Einzel-
angaben anderer Befragter zusammengefalt und in
statistischen Ergebnissen dargestelit sing,

4. Einzelangaben, wenn sie dem Befragten oder Betroffe-
nen nicht zuzuordnen sind.

Die §§ 93. 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit
§ 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung
vom 16. Marz 1976 (BGB!. | S. 613; 1977 | S. 269), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember
1985 (BGBL. | S. 2436), gelten nicht fir Personen und
Stellen, soweit sie mit der Durchfihrung von Bundes-,
Landes- oder Kommunalstatistiken betraut sind.

(2) Die Ubermittiung von Einzelangaben zwischen den
mit der DurchtGhrung einer Bundesstaustik betrauten Per-
sonen und Stellen ist zulassig, soweit dies zur Erstellung
der Bundesstatistik erforderlich ist.

3
.

(7) Personen, die Einzelangaben nach Absaiz 6 erhalten
sallen, sind vor der Ubemmittiung zur Geheimhaltung
besonders zu verpflichten, soweit sie nicht Amtstrager
oder tir den offentlichen Dienst besonders Verpflichtete
sind. § 1 Abs. 2, 3und 4 Nr. 2 des Verpflichtungsgesetzes
vom 2. Mérz 1974 (BGBI. | S. 469, Artikel 42), das durch
Gesetz vom 15. August 1974 (BGBI. | S. 1942) geandert
worden ist, gilt entsprechend. Personen, die nach Satz 1
besonders verptlichtet worden sind, stehen fr die Anwen-
dung der Vorschritten des Strafgesewzbucnes uber die
Verletzung von Privatgeheimmssen (§ 203 Ats. 2, 4, 5,
§§ 204, 205) und des Diensigeheimnisses (§353b
Abs. 1) den fur den &ffentlichen Dienst besondars Ver-
pflichteten gleich.

(8) Die aufgrund einer besonderen Rerhtsvorscnnft oder
der Absitze 4, 5 oder 6 Ubermittelten Einzelangaben dur-
fen nur fir die Zwecke verwendet wercen, fur die sio
Gbermintelt wurden. In den Fallen des Absatzes 6 sind sie
zu léschen, sobald das wissenschattliche Vorhaben durch-
geflhrt ist. Bei den Stellen, denen Einzelangaben ubermit-
teit werden, muB durch organisatonsche und technische
MaBnahmen sichergesteilt sewn, dafl nur Amtstrager, fur
den offentlichen Dienst besonders Verpllichtete oder Ver-
pilichtete nach Absatz 7 Satz 1 Emptanger von Einze-
angaben sind.

(9) Die Ubermittiung aufgrund einer besonderen Rechts-
vorschrift oder nach den Absidtzen 4, 5 oder 6 ist nach
inhalt, Stelle, der Ubermitteit wird, Datum und Zweck der

. Weitergabe von den statistischen Amtem .aufzuzeichnen.

Die Autzeichnungen sind mindestens finf Jahre aufzu-
bewabhren.

(10) Die Pflicht zur. Geheimhaitung nach Absgtz 1
bestent auch tur dia Personen, die Emptanger von Einzet-
angaben aufgrund einer besonderen Rechtsvorschrift,

. nach den Absatzen 5, 6 oder von Tabellen nach Absatz 4

sind. Dies gt nicht fur offenkundige Tatsachen bei einer
Ubemmittiung nach Absatz 4.



Herausgeber:
Statistisches Bundesamt in Zusammenarbeit mit den Statistischen Landesimtern



	Inhalt
	Teil A: Der Mikrozensus
	Was ist der "Mikrozensus"?
	Warum werden gerade Sie befragt?
	Aufgrund welcher Rechtsgrundlage wird befragt?
	Sind Sie zur Auskunft verpflichtet?
	Welche Auskünfte können Sie freiwillig erteilen?
	Wer sind die Interviewer?
	Wie können Sie Auskunft erteilen?
	Welche Fragen werden an Sie gestellt?
	Warum Name und Anschrift?
	Was geschieht mit Ihren Angaben?
	Wie wird die Geheimhaltung gewährleistet?
	Welche Aussagen ermöglichen die Daten des Mikrozensus 1992?

	Teil B: Rechtsgrundlagen
	Mikrozensusgesetz
	Gesetz zur Änderung des Mikrozensusgesetzes
	Verordnung zum Mikrozensusgesetz
	Verordnungen zur Änderung der Mikrozensusverordnung
	Auszug aus dem Bundesstatistikgesetz



